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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
4. Übungsaufgabe AL I 1994/1995: „Weg damit“

Sachverhalt

	mdl. Widerspruch (Aktenvermerk)
	01.03.95
	Dienstfahrt, Einstellungsverfügung (mdl.)

	
	07.03.95
	schriftl. Bescheid

(mit Beseitigungsverfügung)

	
	08.03.95
	Zustellung (PZU)

	Widerspruch (schriftl.)
	06.04.95
	

	Eingang des WS
	10.04.95
	


1. Verwaltungsakte (Art. 35 Satz 1 BayVwVfG)

	hoheitliche
Maßnahme
	Das LRA Hofstein (in Person des Baukontrolleurs Seemann) trifft gegenüber Reuter obrigkeitlich – im Über- und Unterordnungsverhältnis – eine bindende Entscheidung (zweckgerichtete Maßnahme), indem die Baueinstellung (01.03.95) bzw. Beseitigung (07.03.95) angeordnet wird



	einer Behörde


	LRA Hofstein, Art. 1 Abs. 2 BayVwVfG

	zur Regelung
eines Einzelfalls
	Reuter muss seinen Bau einstellen (01.03.95)
bzw. beseitigen (07.03.95), also jeweils (konkret-individuell)

eine verbindliche Festsetzung erfüllen



	auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts


	besonderes Verwaltungsrecht,

nämlich Bauordnungsrecht (BayBO)

	mit Rechtswirkung

nach außen


	Anordnungen haben behördeninternen Bereich verlassen,

wurden (mündlich / schriftlich) bekannt gegeben


2. Zulässigkeit des Widerspruchs vom 01.03.95

	Verwaltungsrechtsweg


	§ 40 Abs. 1 VwGO: Öffentlich-rechtliche Streitigkeit (Bauordnungsrecht) nichtverfassungsrechtlicher Art, keine andere Rechtswegzuweisung

	Statthaftigkeit
	Vor Erhebung der Anfechtungsklage (§ 68 Abs. 1 Satz 1 VwGO),

da Aufhebung eines Verwaltungsakts (s.o. 1.) begehrt (§ 42 Abs. 1 VwGO);

keine Ausschlussgründe nach § 68 Abs. 1 Satz 2 VwGO



	Frist


	§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: 1 Monat, hier am selben Tag

	Widerspruchsbefugnis
	Reuter = Adressat eines belastenden Verwaltungsakts (Baueinstellung), so dass eine Verletzung in eigenen Rechten jedenfalls als möglich erscheint (§ 42 Abs. 2 VwGO analog)



	ordnungsgemäße Erhebung
	§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: schriftlich oder zur Niederschrift, hier: nur mündlich. Widerspruch = unzulässig




3. Aktenvermerk und Niederschrift
	§ 18 Abs. 2 Satz 1 AGO
	§ 19 AGO

	Über Besprechungen, Telefongespräche, Auskünfte und sonstige aus den Akten nicht unmittelbar ersichtliche Sachverhalte, die für die Bearbeitung bedeutsam sein können, soll ein Aktenvermerk gefertigt werden.

Aktenvermerk („Gedächtnisstütze“) erfüllt das Formerfordernis laut § 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO nicht!
	1Über mündliche Erklärungen von besonderer tatsächlicher oder rechtlicher Bedeutung ist eine Niederschrift aufzunehmen. 2Sie muss neben dem wörtlichen oder dem wesentlichen Inhalt der Erklärung die notwendigen persönlichen Angaben der erklärenden Person enthalten und ist dieser mit dem Zusatz „Vorgelesen (oder: selbst gelesen), genehmigt und unterschrieben“ und mit Datumsangabe zur Unterschrift vorzulegen. ... 3Die aufnehmende Person schließt die Niederschrift durch ihre Unterschrift ab.


4. Wirksamkeit der Verwaltungsakte

	Art. 43 Abs. 1 Satz 1 BayVwVfG

Ein Verwaltungsakt wird ... in dem Zeitpunkt wirksam,

in dem er ... bekanntgegeben wird.



	Baueinstellung


	Baubeseitigung

	mündlich

(Art. 37 Abs. 2 Satz 1 BayVwVfG)

am 01.03.95,
Bescheid vom 07.03.95 hat insofern nur deklaratorische Bedeutung
(Art. 37 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG)


	am 08.03.95
per PZU
(Art. 41 Abs. 5 BayVwVfG,
3 VwZVG)


5. Verstoß gegen Grundsatz des Verwaltungshandelns

	Baueinstellung
	Baubeseitigung

	Art. 81 (88 a.F.) Abs. 1 Satz 1 BayBO: Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, geändert, abgebrochen oder beseitigt, so kann die Bauaufsichtsbehörde die Einstellung der Arbeiten anordnen.
	Art. 82 (89 a.F.) Satz 1 BayBO: Werden Anlagen im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder geändert, so kann die Bauaufsichtsbehörde die teilweise oder vollständige Beseitigung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf andere Weise rechtmäßige Zustände hergestellt werden können.

	Art. 40 BayVwVfG: Ist die Behörde ermächtigt, nach ihrem Ermessen zu handeln, hat sie ihr Ermessen entsprechend dem Zweck der Ermächtigung auszuüben und die gesetzlichen Grenzen des Ermessens einzuhalten.

	§ 114 Satz 1 VwGO: Soweit die Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, prüft das Gericht auch, ob der Verwaltungsakt oder die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig ist, weil die

gesetzlichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist.

	Art. 39 Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG: Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.


6. Wahrung der Widerspruchsfrist

	§ 70 Abs. 1 Satz 1 VwGO: Der Widerspruch ist innerhalb

eines Monats, nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten

bekanntgegeben worden ist, ... zu erheben.

	Baueinstellung (01.03.95)
	Baubeseitigung (07.03.95)

	Eingang am 10.04.95

(vgl. Art. 79 Hs. 2, 31 Abs. 1 BayVwVfG i.V.m. §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2

Fall 1 BGB): (eigentlich) zu spät
	§ 58 Abs. 1 VwGO
: Die Frist für ein Rechtsmittel oder

einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der Beteiligte ... schriftlich oder elektronisch belehrt worden ist. Hier: 08.03.95

	Widerspruchsfrist beginnt in beiden Fällen am 09.03.95 (0.00 Uhr) zu laufen

und endet eigentlich am 08.04.95 (24.00 Uhr), einem Samstag (!).

Letzter Tag der Widerspruchsfrist ist damit Montag, der 10.04.95,

Art. 79 Hs. 2, 31 Abs. 1 und 3 BayVwVfG, §§ 187 Abs. 1, 188 Abs. 2 Fall 1 BGB.


7. Anordnung der sofortigen Vollziehung

	§ 80 Abs. 1 Satz 1 VwGO:

Widerspruch und

Anfechtungsklage haben
aufschiebende Wirkung.
	§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO: Die aufschiebende Wirkung

entfällt nur in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse ... besonders angeordnet wird.

	§ 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO: In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen.


8. Nr. 4 des Tenors
Auf Antrag Stefan Reuters kann das zuständige Verwaltungsgericht (vgl. §§ 2, 45 VwGO i.V.m. Art. 1 Abs. 2 AGVwGO) die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs ganz oder teilweise wieder herstellen (§ 80 Abs. 5 VwGO). Auch das LRA Hofstein selbst oder die zuständige Regierung (vgl. § 73 Abs. 1 VwGO) können nach § 80 Abs. 4 VwGO die Vollziehung aussetzen.
In allen diesen Fällen können die davon betroffenen Teile des Bescheids vom 07.03.95 erst nach Unanfechtbarkeit vollzogen werden. Es müsste dann zu gegebener Zeit (bei entsprechendem Ausgang des Verfahrens) zumindest eine neue Frist gesetzt werden. Im gegebenen Fall ist dies aufgrund der Regelung in der Nr. 4 des Bescheids vom 07.03.95 jedoch nicht mehr erforderlich.

� 	Vgl. dazu auch das Skript „Grundsätze des Verwaltungshandelns“, Abschnitt II.


� 	Vgl. auch § 70 Abs. 2 VwGO.





( by RA Dr. Thomas Troidl 22.04.06 (www.rae-schlachter.de)


